Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2946 


Der Bundesminister für Verkehr 

StV 2 Nr. 2166 Va/61 


Bonn, den 28. Juni 1961 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Konventionen über Straßenverkehr der Wirtschafts- 
kommission für Europa 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Corterier, Dr. Serres 
und Genossen 
— Drucksache 2841 — 


Die Anfrage wird wie folgt beantwortet: 

L 

Nach Artikel 27 Abs. 3 des Abkommens über den Straßen- 
verkehr vom 19. September 1949 setzt der Beitritt voraus, 
daß der Staat, der beitreten will, Mitglied der Vereinten Nationen 
ist oder zur Genfer Konferenz eingeladen oder durch Beschluß 
des Wirtschafts- und Sozialrates bezeichnet worden ist. Mit 
Beschluß vom 16. März 1951 hat der Wirtschafts- und Sozial- 
rat festgestellt, daß die Bundesrepublik Deutschland die Vor- 
aussetzung für eine Mitgliedschaft des Abkommens erfüllt. 


II. 

Nachdem der Generalsekretär der Vereinten Nationen mit 
dem an die Alliierte Hohe Kommission gerichteten Schreiben 
vom 17. April 1951 die Bundesrepublik Deutschland zum Bei- 
tritt eingeladen hatte, wurde gemeinsam mit der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft und der Republik Österreich eine 
einheitliche deutsche Übersetzung hergestellt, die am 23. Fe- 
bruar 1952 von den bevollmächtigten Vertretern dieser Länder 
anerkannt wurde. Nach Abschluß der vorbereitenden Arbeiten 
legte der Bundesminister für Verkehr am 26. Januar 1953 
dem Kabinett den Entwurf eines Gesetzes über den Beitritt 
der Bundesrepublik Deutschland zu dem Abkommen über den 
Straßenverkehr vom 19. September 1949, zu dem Protokoll 
über Straßenverkehrszeichen vom gleichen Tage und zur 
Europäischen Zusatzvereinbarung vom 16. September 1950 
zur Beschlußfassung vor. Es gelang jedoch in der ersten Wahl- 
periode nicht mehr, die Einwendungen der beteiligten Mini- 
sterien rechtzeitig auszuräumen. 

III. 

Schon bald nach Beginn der zweiten Wahlperiode, nämlich 
mit Schreiben vom 25. Februar 1954, wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über den Beitritt der Bundesrepublik Deutschland 
zu dem Abkommen über den Straßenverkehr vom 19. Sep- 
tember 1949, zu dem Protokoll über Straßenverkehrszeichen 
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vom 19, September 1949 und zu der Europäischen Zusatzver- 
einbarung vom 16. September 1950 dem Herrn Präsidenten 
des Deutschen Bundestages mit der Bitte übersandt, die Be- 
schlußfassung des Bundestages herbeizuführen — Drucksache 
291 der 2. Wahlperiode — . 

Der Deutsche Bundestag beriet in seiner 20. Sitzung am 
19. März 1954 diesen Entwurf in erster Lesung und überwies 
ihn an den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen. 

Im Ausschuß waren die Meinungen über den Beitritt geteilt, 
Man kam schließlich zu der Auffassung, daß die Ratifikation 
bis zur Klärung der Frage über die zulässigen Abmessungen 
und Gewichte der Fahrzeuge zurückgestellt werden sollte. 
Infolgedessen wurde der Gesetzentwurf bis zum Ende der 
zweiten Legislaturperiode des Deutschen Bundestages im Sep- 
tember 1957 nicht verabschiedet. 


IV. 

Nachdem durch die Verordnung zur Änderung von Vorschriften 
des Straßenverkehrsrechts vom 7. Juli 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 485) die Bestimmungen über die Abmessungen und Gewichte 
der Fahrzeuge ihre abschließende Regelung gefunden hatten, 
ist der von der Bundesregierung zum dritten Mal beschlos- 
sene Gesetzentwurf über den Beitritt mit Schreiben vom 
16. Januar 1961 erneut eingebracht worden — Drucksache 
2399 der 3, Wahlperiode — , jedoch mit der Maßgabe, daß der 
Vorschlag zum Beitritt zunächst auf das Abkommen selbst 
beschränkt wurde, um die Beratungen zu erleichtern. Der an 
den Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen über- 
wiesene Gesetzentwurf wurde am 1. März und am 8. Juni 
1961 beraten. Dem Ausschuß wurde jedoch ein abschließender 
Beschluß erschwert, da nach der Einbringung der Vorlage fol- 
gende Umstände eingetreten sind, auf die der Vertreter der 
Bundesregierung hinweisen mußte; 

Das Abkommen ist in englischer und französischer Sprache 
ausgefertigt, wobei der Wortlaut beider Sprachen maßgebend 
ist. Schon bei der Herstellung der deutschen Übersetzung, die 
in der Drucksache 2399 enthalten ist und die in langwierigen 
Verhandlungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland, 
Österreich und der Schweiz vereinbart wurde, stellte sich heraus, 
daß die beiden amtlichen Texte an zahlreichen Stellen von- 
einander abweichen. Für die drei deutschsprachigen Länder 
hätte das keinen Nachteil bedeutet; denn sie konnten, soweit 
die amtlichen Texte voneinander abweichen, der Übersetzung 
den Text zu Grunde legen, der ihnen in der Sprache geneh- 
mer war. 

Nun hat auch das Sekretariat der Wirtschaftskommission für 
Europa anerkannt, daß zwischen beiden amtlichen Texten an 
zahlreichen Stellen sachliche Unterschiede bestehen. Der Unter- 
ausschuß „Straßenverkehr" der Wirtschaftskommission für 
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Europa hat daraufhin Mitte Januar 1961 eine aus einem 
Engländer, einem Franzosen und einem Spanier bestehende 
Kommission damit beauftragt, die beiden Texte in volle Über- 
einstimmung zu bringen. 

Ungewiß ist, welche Änderungen eines oder beider Wortlaute 
vorgenommen werden. Sicher ist aber, daß die Änderungen 
Rückwirkungen auf die deutsche Übersetzung haben werden. 
Zuverlässige Texte werden daher entsprechend dieser neuesten 
Entwicklung erst nach Abschluß der Arbeiten der Genfer 
Kommission demDeutschenBundestag vorgelegt werden können. 

Darüber hinaus hat der Unterausschuß „Straßenverkehr" der 
Wirtschaftskommission für Europa kürzlich einer größeren 
Anzahl von Änderungen des Abkommens zugestimmt. Die 
Änderungen betreffen zu einem großen Teil die technischen 
Vorschriften in Anhang 6 des Abkommens, über die Aus- 
wirkungen dieser zwar vorgesehenen, aber noch nicht in Kraft 
getretenen Änderungen wird dem Deutschen Bundestag erst 
nach eingehender Prüfung der Genfer Dokumente berichtet 
werden können. 

Auf diese Umstände ist es zurückzuführen, daß mit dem Bei- 
tritt zum Abkommen auch in der dritten Wahlperiode wohl 
kaum noch gerechnet werden kann. 


V. 

Aus der Tatsache, daß die Bundesrepublik Deutschland dem 
Abkommen bisher nicht beitreten konnte, sind Nachteile für 
die Sicherheit und Leichtigkeit des internationalen Verkehrs 
nicht entstanden, da die deutschen Vorschriften sich im wesent- 
lichen in voller Übereinstimmung mit den Bestimmungen des 
Abkommens befinden. Das gilt besonders für die in Anhang 
I Nr. 1 der Empfehlung Nr. 274 des Europarates aufgeführten 
Sachgebiete. 


Seebohm 



